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Die Lindner-Steuer-

pläne sind vernünftig

Experten mahnen in der „Tagespost“ Änderungen an den angedachten Ampel-Plänen an V O N M A R C O F E T K E
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Aus Sicht der katholischen Soziallehre
gehen die Pläne von Finanzminister Chris-
tian Lindner zur Steuerreform und zur
steuerlichen Entlastung mit höherem
Grundfreibetrag bei der Einkommensteuer
und der Anhebung des Kinderfreibetrags
und des Kindergeldes in die richtige Rich-
tung. Von massiver sozialer Unausgewo-
genheit oder gar von Bevorzugung der
mittleren und höheren Einkommen kann
nicht die Rede sein. Allerdings sind die
Steuerpläne keine furiose Umverteilung
von Geldern der höheren Einkommens-
schichten zu den Geringverdienern: Das
überlässt Lindner den Plänen von Arbeits-
minister Hubertus Heil zur Einführung
des neuen Bürgergelds. Was immer man
davon halten mag: Die Finanzpolitik soll
nach liberaler und sozialkatholischer Auf-
fassung nicht zuerst der Umverteilung
dienen, sondern der Ermöglichung unter-
nehmerischer Freiheit, sprich: der breiten
Förderung von Investitionen im Mittel-
stand, im Handwerk und in kleinen und
mittleren Unternehmen. Denn das ist der
Markenkern der Sozialen Marktwirtschaft
und macht die bloße „kapitalistische“
Marktwirtschaft erst sozial: Die Ermög-
lichung privater Investitionen und damit
die Schaffung von Arbeitsplätzen.
Sozial ist in der Sozialen Marktwirtschaft
zuerst das, was Arbeit schafft, denn wer
Arbeit hat, zahlt Steuern und ermöglicht
damit dem Staat Ausgaben für Aufgaben,
die allen Bürgern zugutekommen. Umver-
teilung ist daher nicht entscheidend, son-
dern Inklusion, das heißt „Einschluss“,
also eingeschlossen sein in die Gesamtheit
der Bürger und ihre Möglichkeiten der
Lebensgestaltung.
Grundsätzlich soll nach Auffassung der
katholischen Soziallehre die Spannung
zwischen Solidarität (und Umverteilung)
und Subsidiarität (und unternehmerischer
Freiheit) gehalten werden. Der Staat hat
in dieser Sicht zuerst die Aufgabe der För-
derung unternehmerischer Freiheiten und
dann erst die Aufgabe der Schaffung von
adäquaten Lebensverhältnissen möglichst
aller Bürger. Ausgenommen davon sind
allerdings zwei elementare Bereiche des
menschlichen Lebens, die der Chancen-
gleichheit dienen: Bildung und Gesund-
heit. Beides muss jedem Menschen in
gleicher Weise zukommen.
Höhere Steuern sind in der Tat Gift für
die wirtschaftliche Entwicklung. Der Mit-
telstand, der bei weitem den überwiegen-
den Teil der Arbeitsplätze bereitstellt,
muss steuerlich entlastet werden. Der
Spitzensteuersatz wird jetzt bereits ab
65 000 Euro fällig, da braucht es keine
Nachbesserung. Denn: Die Soziale Markt-
wirtschaft ist ein nach Regeln und Wett-
bewerb funktionierender Markt privater
Leistungsträger. Und freilich auch die Ver-
sicherung der Inklusion in ein gutes Leben
derjenigen, die weniger Leistung erbringen
können! Und hier liegt des Pudels nüch-
terner Kern – vorausgesetzt wird nämlich
seit der Erfindung des sozialen Kapitalis-
mus in den Reformpredigten der Franzis-
kaner im 14. Jahrhundert immer: Jeder
Mensch will etwas leisten und sich und
seine Talente entfalten! Bei Licht besehen
eine kühne These, und nur realistisch,
wenn durch Steuern die unterschiedlichen
Möglichkeiten von Menschen zur Leistung
sanft gesteuert und befeuert werden.
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und das Klima in den Blick
Mit zwei Gesetzesentwürfen läutet Amerika die ökonomisch-ökologische Zukunftsfähigkeit ein V O N S T E FA N A H R E N S

D
ie USA wollen die heimische
Chip-Produktion mit insgesamt
mehr als 280 Milliarden Dollar
fördern. Ein entsprechendes

Gesetzespaket zur Förderung der Halblei-
terfertigung unterzeichnete US-Präsident
Joe Biden. Mit dem Gesetz wollen die USA
ihre Abhängigkeit von der Chip-Produktion

US-Politik Sorgen um die Versorgungssi-
cherheit. Bei der Unterzeichnung des Ge-
setzes, zu der auch Branchenvertreter gela-
den waren, sagte Biden in Washington: „So
viele von Ihnen haben jahrelang wichtige
Investitionen gefordert, die in diesem Ge-
setzentwurf enthalten sind. (...) Sie stehen
dafür, dass wir besser als jede andere Nation

vestiert werden. Die Firma verwies aus-
drücklich auf die Subventionen aus dem
„Chips and Science Act“. Bei Micron sollen
dabei 5 000 Jobs entstehen.

Großes Klima- und Sozial-
paket auf dem Weg

Der Entwurf sieht vor, dass die US-Re-
gierung über zehn Jahre hinweg rund 430
Milliarden Dollar in Energietechnologien,
in die Krankenversicherung und in Subven-
tionen für Elektrofahrzeuge investiert. Die
Ausgaben würden mithilfe höherer Min-
deststeuern für große Unternehmen und
bestehender Steuergesetze laut Senats-
in Asien verringern.

Der Tech-Systemkampf mit
China wird angenommen

Unter anderem in Taiwan befinden sich
große Fertigungskapazitäten – angesichts
der Spannungen mit China macht sich die
der Welt in der Lage sind, den wirtschaftli-
chen Wettbewerb des 21. Jahrhunderts zu
gewinnen.“

Das Branchen-Schwergewicht Micron
hatte zuvor angekündigt, Milliarden in die
Speicherchip-Fertigung in den USA zu ste-
cken. Bis Ende des Jahrzehnts sollen in
mehreren Stufen 40 Milliarden Dollar in-
Zudem haben sich die US-Demokraten
von Joe Biden überraschend doch noch auf
ein großes Gesetzespaket geeinigt, mit dem
künftig mehr Geld in den Klimaschutz flie-
ßen soll. Das Gesetz soll zudem die Kosten
im Gesundheitswesen senken sowie Kon-
zerne und sogenannte Superreiche stärker
besteuern.
Mehrheitsführer Chuck Schumer sowie Se-
nator Joe Manchin, der bislang ein solches
Paket vehement abgelehnt hatte, mehr als
wettgemacht. Biden, dessen Zustimmungs-
werte auf unter 40 Prozent gerutscht sind,
begrüßte die Einigung und sprach von
einem historischen Gesetzestext, den er am
Dienstag schließlich unterzeichnete.
1,
6 Millionen Arbeitslose bei 1,7
Millionen freien Stellen – mit die-
sen beiden Zahlen fasste „Focus“-
Kolumnist Jan Fleischhauer das

Dilemma deutscher Arbeitsmarktpolitik
jüngst zusammen. Ganz so leicht, wie die
Zahlen vermuten lassen, verhält es sich mit
der Arbeitslosigkeit jedoch nicht. Das wuss-

(SPD), dessen Bürgergeld künftig das
Hartz-IV-Modell ersetzen soll. Eine der ge-
planten Veränderungen ist eine stärkere
Gewichtung des „Vertrauens“ des Staates
gegenüber jenen, die seine Hilfe beanspru-
chen. So soll anstelle unmittelbarer Sank-
tionen bei mangelnder Kooperation mit
dem Arbeitsamt nun eine sechsmonatige

Bestrafen und hin zum Vertrauen – künftig
nicht mehr mit höheren Sanktionen rech-
nen müssen als ältere.

Z
war betont der SPD-Arbeitsmi-
nister, dass Menschen, „die chro-
nisch keine Termine wahrneh-
men“ nach wie vor mit Rechtsfol-

Arbeitssuche verschlechtern könnte, be-
fürchtet Schupp nicht. Unter Verweis auf
eine entsprechende finnische Feldstudie er-
klärt der Sozialwissenschaftler, er erwarte
in Deutschland „keine signifikanten Verän-
derungen im Arbeitssuchverhalten bei
Langzeitarbeitslosen“. Oliver Stettes, Per-
sonalökonom am IW Köln, sieht das an-
Die USA

te auch Papst Benedikt XVI., der in seiner
2009 veröffentlichten Sozialenzyklika „Ca-
ritas in veritate“ unter anderem erhöhte
Arbeitsmobilität und Deregulierung als sys-
tematische Ursachen der Massenarbeitslo-
sigkeit benannte. Zwar verwies Benedikt
auch auf die positiven Aspekte dieser Phä-
nomene. Gleichsam betonte er aber: Wenn
Unsicherheit bezüglich der Arbeitsbedin-
gungen infolge dieser Prozesse um sich
greift, „bilden sich Formen psychologischer
Instabilität aus, Schwierigkeiten, eigene
konsequente Lebensplanungen zu entwi-
ckeln, auch im Hinblick auf die Ehe“. So-
dann erklärte er; dass „der langzeitige Aus-
schluß von der Arbeit oder die längere Ab-
hängigkeit von öffentlicher oder privater
Hilfe die Freiheit und die Kreativität der
Person sowie ihre familiären und gesell-
schaftlichen Beziehungen“ untergrabe, was
„schwere Leiden auf psychologischer und
spiritueller Ebene“ mit sich bringe. Darum
sei allen, besonders den Regierenden, in Er-
innerung zu rufen, „dass das erste zu schüt-
zende und zu nutzende Kapital der Mensch
ist, die Person in ihrer Ganzheit“.

An diesem päpstlichen Wort müssen sich
Regierende heute, in Zeiten mehrerer, sich
überlagernder Krisen, umso mehr messen
lassen. Das gilt auch für die Ampelkoalition
und Bundesarbeitsminister Hubertus Heil
nehmen

„Vertrauenszeit“ rücken, im Laufe derer
Leistungsverringerungen ausgeschlossen
sind. Nur wer jegliche Zusammenarbeit
verweigere, solle negative Konsequenzen zu
fürchten haben. Zudem soll künftig der so-
genannte Vermittlungsvorrang entfallen:
Bürgergeld-Empfänger sollen nicht mehr
jedes nächstbeste Jobangebot annehmen
müssen, selbst wenn sie eigentlich überqua-
lifiziert sein sollten.

Stattdessen will Heil vor allem auf Wei-
terbildung setzen. So sollen Bürgergeld-
Empfänger – neben gezielten Coaching-
Maßnahmen – zum Beispiel die Chance
kriegen, einen Berufsabschluss nachzuho-
len, anstatt einer Aushilfstätigkeit nachge-
hen zu müssen. Dafür sollen sie bei Bedarf
dann auch drei statt zwei Jahre Zeit zur
Verfügung gestellt bekommen. Darüber hi-
naus soll die Wohnsituation für Bürgergeld-
Empfänger keine Bedeutung mehr haben –
jedenfalls in den ersten zwei Jahren, danach
soll dann wie gehabt eine Überprüfung
stattfinden. Schließlich sollen auch ange-
sparte Vermögen von Bürgergeld-Empfän-
gern bis zu einer Obergrenze von 60 000
Euro keine Rolle mehr spielen. Schließlich
sollen jüngere Leistungsbezieher im Zuge
des angedachten Paradigmenwechsels im
Umgang mit nicht-kooperierenden Leis-
tungsempfängern – tendenziell fort vom
Mikroc

gen rechnen müssten. Aber die Bürgergeld-
Pläne bedeuten insgesamt dennoch eindeu-
tig eine Abkehr von der Hartz-IV-Sank-
tionspolitik. Und auch wenn FDP-Vize
Johannes Vogel einem FAZ-Gastbeitrag
beteuert, es sei „eine Frage des Respekts,
dass es auch künftig einen Unterschied ma-
chen muss, wenn eine kleine Minderheit
sich nicht an Regeln hält“, dürfte diese Aus-
differenzierung den Behörden realiter
schwerfallen. So zeigt eine aktuelle Umfra-
ge des DIW Berlin und der Ruhr-Universi-
tät Bochum unter Langzeitarbeitslosen,
dass 65 Prozent der befragten Langzeit-
arbeitslosen „voll und ganz“ oder „eher“ der
Ansicht sind, dass viele Hartz-IV-Empfän-
ger das System ausnutzen würden. 22 Pro-
zent sprechen sich sogar gegen einen Ver-
zicht auf Sanktionen aus und weitere 22
Prozent zeigen sich immerhin unentschlos-
sen. DIW-Arbeitsmarktexperte Jürgen
Schupp, der an der Durchführung der Um-
frage mitgewirkt hatte, betont gegenüber
der „Tagespost“ jedoch, dass aus der Studie
keine Anhaltspunkte hervorgingen, die da-
rauf hindeuteten, „dass Langzeitarbeitslose
sich nicht mehr aktiv auch sozial bemühen
würden, Tätigkeiten im Ehrenamt oder
auch gegen Entgelt durchzuführen“.

Dass die Verringerung von Sanktionen
die Motivation Langzeitarbeitsloser zur
hips

ders. Evaluationsstudien hätten gezeigt,
dass Sanktionen das Suchverhalten
Arbeitsloser positiv beeinflussen könnten.
„Der Kontakt der Arbeitssuchenden zu den
Beraterinnen und Beratern im Jobcenter ist
zwingend erforderlich, um die passenden
Wege zu eruieren, die den Wiedereinstieg in
Arbeit fördern“, führt Stettes auf Anfrage
der „Tagespost“ aus. Wenn Sanktionen fehl-
ten, so Stettes, drohe „Zeit verloren zu ge-
hen, wodurch der angestrebte Wiederein-
stieg in die Arbeit gefährdet“ würde. Lang-
fristig zeigt sich Schupp trotzdem zuver-
sichtlich, dass durch „Vermittlungsangebote
auf Augenhöhe“ künftig „auch verstärkt
Langzeitarbeitslose einen substanziellen
Beitrag zur Milderung der gegenwärtigen
Personalengpässe erbringen“. Denn ob
Heils Bürgergeld bald dabei hilft oder nicht:
Deutschland braucht seine Arbeitslosen –
auch, weil „die Arbeitskräfteknappheit sich
demografiebedingt noch verschärfen wird“,
wie Stettes warnt.

Umso mehr darf der Staat seine Bürger
nicht vom Sozialstaat abhängig machen.
Schließlich betonte ja auch Benedikt XVI.,
dass gerade durch sicherlich häufig durch-
aus gut gemeinte, jedoch in der Realität zu
weitreichenden Fürsorgeinstrumente eines
Sozialstaates die persönliche Freiheit und
Kreativität untergraben würden.
„Bürgergeld“ anstatt Hartz 4?
Die Pläne von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD), Hartz 4 durch ein Bürgergeld abzulösen, stoßen auch auf Kritik. Foto: dpa


